
auch dadurch gerechtfertigt, daß der Scheckverkehr in 
unserer neuen Wirtschaftsordnung seine Rolle noch 
keineswegs ausgespielt haben dürfte.

Die Dinge liegen doch so: Während das vom BGB 
beherrschte kapitalistische Schuldrecht trotz aller Be­
strebungen wirtschaftlich fortgeschrittener Kreise, den 
bargeldsparenden oder bargeldlosen Zahlungsverkehr 
durchzusetzen, an dem Grundsatz festgehalten hat, daß 
der Gläubiger einer Geldforderung Barzahlung, also 
Zahlung mit den Mitteln der staatlich anerkannten 
Geldwährung, zu verlangen berechtigt ist (vgl. z. B. 
§§ 244, 270 BGB), ist in unserer neuen Wirtschafts­
ordnung gerade der bargeldlose Zahlungsverkehr zu 
einem grundlegenden Wirtschaftsprinzip erhoben wor­
den und hat eine dementsprechende gesetzliche Rege­
lung erfahren. Das nächstliegende Beispiel dafür ist 
die gesetzliche Einführung des Bankeninkassos (Rech­
nungseinzugsverfahren) für den das Rückgrat unserer 
Wirtschaft bildenden volkseigenen Sektor im weitesten 
Sinne durch die Verordnung vom 17. Juli 1952 (GBl. 
S. 609). Grundlage und Voraussetzung auch für das 
Bankeninkasso bildet nach wie vor das zeitlich schon 
mehr als zwei Jahre zurückliegende Gesetz über die 
Regelung des Zahlungsverkehrs vom 21. April 1950 
(GBl. S. 355), das schon damals in § 2 für die wichtig­
sten Zweige unserer Wirtschaft, und zwar nicht nur 
des volkseigenen, sondern auch des privaten Sektors, die 
Kontenführungspflicht einführte und dabei in § 3 be­
stimmte, daß alle Kontenführungspflichtigen ihren 
Geldverkehr unter Benutzung der bargeldlosen Zah­
lungsmöglichkeiten abwickeln m ü s s e n .  Sie sind da­
her verpflichtet, alle das festgesetzte Kassenlimit über­
schreitenden Bargeldeingänge an ihre Bankkonten ab­
zuführen (§ 3 Abs. 2 und 3 des Gesetzes). Der Kreis 
der Kontenpflichtigen wurde durch die 3. DurchfVO 
vom 27. Juli 1951 (GBl. S. 719) noch erheblich erweitert 
durch Einbeziehung der wirtschaftlich wichtigsten 
Kreise des Handwerks, nämlich aller Handwerker des 
Nahrungsmittelgewerbes und aller übrigen Hand­
werksbetriebe, die einen Jahressteuerbetrag von ins­
gesamt mehr als 1200,— DM zu entrichten haben. Die 
strenge Innehaltung dieser Vorschriften ist nicht nur 
durch eine auf gesetzlicher Grundlage durchzuführende 
Kontrolle des Zahlungsverkehrs, sondern auch durch 
die Einführung eines Ordnungsstrafensystems und eines 
allgemeinen gesetzlichen Strafrahmens gegen Zuwider­
handelnde gesichert worden (vgl. § 5 Abs. 1 des Gesetzes 
und auch die DurchfVO vom 28. Juni 1950, GBl. S. 629).

Nun ist natürlich nicht zu verkennen, daß das auf 
dem Überweisungsverkehr fußende Bankeninkasso auf 
den von ihm erfaßten Wirtschaftsgebieten und inner­
halb der dafür geltenden gesetzlichen Mindestgrenze 
— sie beträgt heute 500,— DM — den Scheckverkehr 
entbehrlich machen wird. Er bleibt aber doch von Be­
deutung für den Zahlungsverkehr unterhalb dieser 
Mindestgrenze des Bankeninkassos und vollends für den 
Zahlungsverkehr jenes großen Kreises der lediglich 
kontenpflichtigen, dem Bankeninkasso nicht angeschlos­
senen Gewerbebetriebe sowohl untereinander wie mit 
dem breiten Publikum.

Aus dieser gesetzlichen Regelung ergeben sich fol­
gende m. E. notwendige Konsequenzen:

1. Es war eine in der bürgerlichen Lehre des Scheck­
rechts vielfach behandelte Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen der Gläubiger einer Geldforderung — 
abgesehen von einer etwa ausdrücklich getroffenen Ab­
rede — zur Annahme eines Schecks zur Deckung seiner 
Forderung verpflichtet war. Diese Frage hat sich m. E. 
nunmehr dahin erledigt: Jeder kontenpflichtige Ge­
werbetreibende oder Berufsangehörige ist verpflichtet, 
zur ordnungsmäßigen Durchführung des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs einen ihm von seinem Schuldner 
angebotenen Scheck anzunehmen. Nur dann wird er 
ausnahmsweise zur Ablehnung eines ordnungsmäßig 
ausgestellten Schedes berechtigt sein, wenn wirklich 
greifbare Verdachts gründe gegen das Vorhandensein 
einer ausreichenden Deckung bestehen, also z. B., wenn 
die bezogene Bank schon frühere eingereichte Schecks 
des Ausstellers aus Mangel an Deckung nicht honoriert 
hatte. Solche Fälle dürften aber unter den bei uns 
bestehenden wirtschaftlichen Verhältnissen zu den 
großen Seltenheiten gehören. Für das Vorhandensein 
eines zur Deckung ausreichenden Guthabens, das ja

von jeher zum Wesen des Schecks (Art. 3 ScheckG) ge­
hört, spricht die Vermutung. Der Schuldner, der heut­
zutage noch leichtfertig ungedeckte Schecks in den 
Verkehr gibt oder einen Scheck, den er zur Tilgung 
seiner Schuld hingegeben hat, grundlos widerruft, so 
daß ihn die bezogene Bank trotz vorhandener Deckung 
nicht einlösen kann, macht sich nicht nur zivilrechtlich 
haftbar, sondern riskiert darüber hinaus unter Um­
ständen sogar eine gerichtliche Bestrafung aus § 5 
Satz 1 des Gesetzes vom 21. April 1950 in Verbindung 
mit § 9 WStVO. Er muß sich darüber klar sein, daß 
unsere Kreditinstitute Eigentum des Volkes verwalten, 
dessen Schädigung notwendigerweise harte Rechts­
folgen für den Zuwiderhandelnden mit sich bringen 
muß. Durch das Zusammenwirken aller dieser gesetz­
lichen Sicherungen wird also der Zahlungsverkehr un­
serer heute arbeitenden Kreditinstitute mit öffentlichen 
Garantien umgeben, wie sie den kapitalistischen Ban­
ken, die ja zum weitaus größten Teil Privatbanken 
waren, auch nicht annähernd zur Verfügung standen. 
Das Ergebnis kann nur sein: In aller Regel hat ein 
in den Verkehr gegebener Scheck als gedeckt zu gelten 
und ist demgemäß zu behandeln.

2. Heute kann sich der Schuldner einer Geldforde­
rung von seiner Schuldverbindlichkeit normalerweise 
dadurch befreien, daß er seinem Gläubiger einen ord­
nungsmäßig ausgestellten, auf ein arbeitendes Kredit­
institut gezogenen Scheck aushändigt. Damit hat der 
Schuldner alles getan, was er zur Befriedigung seines 
Gläubigers tun kann; er hat dem Gläubiger die Er­
füllung seines Anspruchs in bargeldloser Form ange- 
boten. Auf die weitere bankmäßige Behandlung des 
Schecks hat er keinen Einfluß; die Einziehung des 
Schecks ist ausschließlich Sache des Gläubigers, der 
Schuldner erhält über die Abwicklung dieses Geschäfts 
keinerlei Nachricht. Als Schuldner aber hat er einen 
berechtigten Anspruch darauf, zu wissen, ob und wann 
er erfüllt hat, und dafür ist eben entscheidend die Hin­
gabe des Schecks an seinen Gläubiger. Übergabe und 
Annahme eines Schecks ist also heute nicht mehr, wie 
nach der fast einhellig festgehaltenen kapitalistischen 
Theorie, nur ein bloßer „Zahlungsversuch“, sondern die 
bargeldlose Zahlung selbst, d. h. also die Erfüllung des 
Schuldverhältnisses.

3. Gegen dieses Ergebnis lassen sich m. E. auch 
weder aus den Bedürfnissen des Geschäftsverkehrs un­
serer arbeitenden Kreditinstitute noch aus irgendwelchen 
berechtigten Rücksichten auf die Rechtsstellung des 
Gläubigers stichhaltige Bedenken herleiten, wie fol­
gende Erwägungen zeigen:

a) Es ist Rüdiger nicht zu bestreiten, daß er sich 
bei seiner Auslegung und Handhabung der sogenannten 
„E. v.-Gutschriften“ auf den ganzen Chor der kapita­
listischen Theoretiker des Scheckrechts berufen kann. 
Es fragt sich nur, ob seine Ansicht auch mit den gesetz­
lichen Erfordernissen unseres heutigen bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs vereinbar ist, und diese Frage muß 
m. E. verneint werden. Im Zeichen des gesetzlich ge­
regelten, kontrollierten und garantierten bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs müssen a l l e  Posten auf dem Giro­
konto des Bankkunden absolut „glatt“ sein. Für Posten, 
die von irgendwelchen Bedingungen oder Vorbehalten 
abhängig sind, darf auf solchen Konten m. E. kein 
Raum mehr sein. Gerade die sogenannten „E. v.-Gut- 
schriften“ sind aber bei Licht besehen nichts anderes 
als ein Widerspruch in sich selbst. Man lese, um das 
zu erkennen, nur die schon aus dem Jahre 1931 stam­
mende, in JW 1933 S. 66/67 abgedruckte Entscheidung 
des OLG Dresden nach und vergleiche damit die Senf 
erteilte Auskunft der Rechtsstelle der Deutschen Noten­
bank Leipzig, auf die er seine Ausführungen gründet. 
Dann ergibt sich nämlich die Tatsache, daß noch heute 
die Bank, bei der der Gläubiger den Scheck einreicht, 
ihm den Betrag zwar nur „unter Vorbehalt“ gutschreibt, 
im gleichen Augenblick aber das bei ihr geführte Konto 
ihrer Hauptstelle mit dem gleichen Betrage belastet, 
und zwar ohne jeden Vorbehalt; so geht das Verfahren 
weiter bis hinunter zu der Bankstelle, bei der das Konto 
des Scheckausstellers geführt wird. Diese Kontenfüh­
rung, die doch nur auf internen Anweisungen der 
Bankleitungen beruhen kann, hat also zur Folge, daß 
sich die Einreicherbank sofort und .vorbehaltlos die 
Valuta für den fraglichen Schede verschafft, während 
sie ihn dem Einreicher nur „unter Vorbehalt“ gut-


